
25.1.2 Gesetz über den Zivildienst der Kriegsdienstverweigerer 

(Zivildienstgesetz - ZDG) 

Vom 13.01.1960 (BGBl. I S. 10) in der Fassung der Bekanntmachung vom 17.05.2005 

(BGBl. I S. 1346), zuletzt geändert durch Gesetz vom 03.05.2013 (BGBl. I S. 1084) 

Erster Abschnitt   Aufgaben und Organisation des Zivildienstes 

§ 2a   Beirat für den Zivildienst 

(1) Bei dem Bundesministerium für Familie, Senioren, Frauen und Jugend wird ein Beirat für den  

Zivildienst gebildet. Der Beirat hat das Bundesministerium für Familie, Senioren, Frauen und Jugend 

in Fragen des Zivildienstes einschließlich der Frage, welche Aufgaben den Zivildienstpflichtigen 

(Dienstpflichtigen) außerhalb des sozialen Bereichs zugewiesen werden sollen, zu beraten. 

(2) Der Beirat besteht aus 

(...) 

3. je eine Vertreterin oder ein Vertreter der evangelischen und der katholischen Kirche, 

(...) 

(3) Das Bundesministerium für Familie, Senioren, Frauen und Jugend beruft die Mitglieder des 

Beirates in der Regel für die Dauer von vier Jahren. Die in Absatz 2 genannten Stellen sollen hierzu 

Vorschläge machen. (...) Für jedes Mitglied wird ein persönlicher Stellvertreter berufen. 

Zweiter Abschnitt   Tauglichkeit; Zivildienstausnahmen 

§ 10   Befreiung vom Zivildienst 

(1) Vom Zivildienst sind befreit 

1. ordinierte Geistliche evangelischen Bekenntnisses, 

2. Geistliche römisch-katholischen Bekenntnisse, die die Diakonatsweihe empfangen haben, 

3. hauptamtlich tätige Geistliche anderer Bekenntnisse, deren Amt dem eines ordinierten 

Geistlichen evangelischen oder eines Geistlichen römisch-katholischen Bekenntnisses, der die 

Diakonatsweihe empfangen hat, entspricht, 

(...) 

§ 11   Zurückstellung vom Zivildienst 

(...) 

(2) Vom Zivildienst werden anerkannte Kriegsdienstverweigerer, die sich auf das geistliche Amt 

vorbereiten, auf Antrag zurückgestellt. 

§ 12   Befreiungs- und Zurückstellungsanträge 

(1) Anträge nach § 10 Abs. 2 und § 11 Abs. 2, 4 und 6 dieses Gesetzes, die nicht gemäß § 20 des 

Wehrpflichtgesetzes frühestens nach Mitteilung der Erfassung durch die Erfassungsbehörde (§ 15 Abs. 



1 Satz 2 des Wehrpflichtgesetzes) und spätestens bis zum Abschluss der Musterung schriftlich, 

elektronisch oder zur Niederschrift beim Kreiswehrersatzamt zu stellen waren, sind schriftlich, 

elektronisch oder zur Niederschrift des Bundesamtes zu stellen.  

(2) (...) Bei Anträgen nach § 10 Abs. 2 und § 11 Abs. 4 sind Beweisurkunden, die der Antragsteller 

besitzt oder ohne unverhältnismäßigen Aufwand beschaffen kann, beizufügen. Bei Anträgen nach § 11 

Abs. 2 sind beizubringen 

1. der Nachweis eines ordentlichen theologischen Studiums oder einer ordentlichen 

theologischen Ausbildung und 

2. eine Erklärung des zuständigen Landeskirchenamtes, der bischöflichen Behörde, des  

Ordensoberen oder der entsprechenden Oberbehörde einer anderen Religionsgemeinschaft, dass sich 

der anerkannte Kriegsdienstverweigerer auf das geistliche Amt vorbereitet. 

§ 16   Unabkömmlichstellung 

(1) Zum Ausgleich des öffentlichen Interesses an der Heranziehung zum Zivildienst und desjenigen an 

der Deckung des personellen Kräftebedarfs für Aufgaben außerhalb des Zivildienstes kann ein 

Dienstpflichtiger im Spannungs- und Verteidigungsfall, wenn das letztgenannte öffentliche Interesse 

überwiegt, für den Zivildienst unabkömmlich gestellt werden, solange er für die von ihm außerhalb 

des Zivildienstes ausgeübte Tätigkeit nicht entbehrt werden kann. 

(2) Über die Unabkömmlichstellung wird auf Vorschlag der zuständigen Verwaltungsbehörde 

entschieden. Das Vorschlagsrecht steht auch den Kirchen und Religionsgemeinschaften, soweit sie 

Körperschaften des öffentlichen Rechts sind, für ihre Bediensteten zu. (...) 

(...) 

Vierter Abschnitt   Rechtsstellung der Dienstpflichtigen 

§ 38   Seelsorge 

Der Dienstleistende hat einen Anspruch auf ungestörte Religionsausübung. Die Teilnahme am 

Gottesdienst ist freiwillig. 

 


